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Das Thema
  

Intransparente Zahlen, unzureichender Ausbau, keine Finan-
zierungszusagen sowie verprellte Investoren und viel zu spät 
abgerufene Fördermittel: Das Kita-Chaos kam schleichend, 
aber dennoch mit Ansage. Trotz Rechtsanspruch hat es die 
zuständige Behörde um Bildungssenatorin Claudia Bogedan 
(SPD) versäumt, für ausreichend Betreuungsplätze in Bremen 
zu sorgen. Und so fehlten zu Beginn des Kindergartenjahres im 
August rund 1.200 Kita-Plätze. Auch perspektivisch werden in 
den kommenden Jahren hunderte weitere Plätze fehlen. De-
saströse Zustände und ein Chaos, das die familienpolitische 
Sprecherin der CDU-Fraktion, Sandra Ahrens, so noch nicht 
erlebt hat.

Familien wird es in Bremen aktuell nicht leicht gemacht. Ist das 
Kind auf der Welt, kann es in der Hansestadt trotzdem Wochen 
dauern, bis der Nachwuchs auch offiziell existiert: Denn auf die 
Geburtsurkunde vom überlasteten Bremer Stadtamt warteten 
junge Familien in den vergangenen Wochen oftmals wochen-
lang. Auch beim Elterngeld geht ś für die jungen Eltern holprig 
weiter: Bis es die Unterstützung gibt, dauert es in der Hanse-
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Hunderte Familien  
ohne Betreuungsplatz:

stadt in diesen Wochen bis zu vier Monaten. Auch hier hängt die 
Verwaltung, das Amt für soziale Dienste, mit der Bearbeitung 
hinterher. »Für viele Eltern ist das existenzbedrohend, sie sind 
zwingend auf die finanzielle Unterstützung angewiesen«, weiß 
Sandra Ahrens. Sie hat die familienunfreundliche Politik des Se-
nats in den vergangenen Wochen scharf kritisiert.



Doch selbst wenn die ersten Behördengänge, eine buch-
stäblich schwere Geburt, endlich geschafft sind, hat der 
Betreuungsengpass in Bremen in diesem Jahr einen bis-
her nicht da gewesenen Höchststand erreicht. Kurz vor 
Beginn des Kindergartenjahres musste Bildungssenato-
rin Claudia Bogedan eingestehen, dass möglicherweise 
über 1.000 Kita-Plätze fehlen würden. »Wir haben bis 
heute keine konkreten, transparenten Zahlen zu exis-
tierenden und fehlenden Plätzen in den Stadtteilen und 
vor allen Dingen darüber, wie die Senatorin den Rechts-
anspruch der Eltern auf einen Betreuungsplatz erfüllen 
will. So ein Chaos habe ich noch nicht erlebt«, berichtet 
Ahrens. Auch dass Bürgermeister Carsten Sieling das 
Thema im August zur »Chefsache« erklärte, habe bisher 
nichts gebracht. »Es wird geredet und die Schuld von ei-
nem Ressort ins nächste geschoben. Die Eltern und Trä-
ger wollen aber endlich mal Taten sehen«, so die CDU-
Abgeordnete.

Die eklatanten Missstände sind jedoch nicht vom Him-
mel gefallen: Bereits 2014 hatte eine Elternbefragung 
des Deutschen Jugendinstituts und der Universität Dort-
mund ergeben, das ab 2016 mehr als 1.000 Betreuungs-

plätze fehlen würden. »Das war dem Senat bekannt und 
trotzdem ist nichts geschehen. Der Platzmangel kommt 
mit Ansage«, ärgert sich Ahrens. Zudem kam Mitte Juli 
heraus, dass Bremen offenbar als einziges Bundesland 
bis dato keine Fördermittel für den Kita-Ausbau vom 
Bund abgerufen hatte, obwohl es um rund 4,4 Millionen 
Euro geht. Etwa 128 KiTa-Gruppen fehlen bis 2019, das 
hat der Senat selbst berechnet. Jede andere Kommune 
wäre über Unterstützung privater Investoren bei dieser 
teuren und aufwendigen Mammutaufgabe sicher dank-
bar – nicht aber Bremen. Wiederholte Angebote zahlrei-
cher Investoren in den vergangenen Monaten wurden 
von der Behörde abgewiesen oder erst gar nicht beant-
wortet. Anberaumte Treffen wurden kurzfristig abge-
sagt (s. auch Statement nächste Seite). »Das ist einfach 
unglaublich. Aus rein ideologischen Gründen werden 
private Investoren, mit deren Unterstützung wir viele 
Kita-Plätze schaffen könnten, vor den Kopf gestoßen«, 
kritisiert die familienpolitische Sprecherin.

Junge Familien sind die Leitragenden dieses Missma-
nagements, denn Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
wird ohne verlässliche Betreuung für ein Kind nahezu 
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Zum Beginn dieses Kindergartenjahres stehen viele Familien ohne ein Betreuungsplatz für ihr 
Kind dar. Und es trifft nicht nur Mütter und Väter mit Kindergarten-Kindern: Auch Hortplätze 

nach der Schule sind in Bremen durch Fehlplanungen der Bildungsbehörde Mangelware.
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Das Thema
  

unmöglich. Sandra Ahrens warnt außerdem davor, dass 
das SPD-geführte Ressort mit dem Chaos der sozialen 
Spaltung weiter Vorschub leistet: »Kinder aus sozial 
schwierigen Verhältnissen oder Flüchtlinge würden be-
sonders von frühkindlichen Bildungsangeboten profitie-

ren.« Als Haushaltsnotlageland könnten Bremen die feh-
lenden Kita-Plätze außerdem teuer zu stehen kommen: 
Denn Eltern haben einen Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz und einige von ihnen haben bereits Klage 
gegen die Stadtgemeinde eingereicht.

»Wir haben in den vergangenen Monaten leider zu spüren 
bekommen, dass in der Behörde bisher offenbar kein nach-

haltiges Interesse daran bestanden hat, mit Hilfe von priva-
ten Investoren den Mangel an Kita-Plätzen aktiv und koor-
diniert anzugehen. Auf mehrere Vorschläge und Angebote, 
wo wir aus unserer Sicht Kita-Plätze schaffen könnten, kam 
keine Reaktion. Bereits im Januar 2016 wurden Gespräche 
mit der Behörde und einem potentiellen, in Bremen bereits 
aktiven Träger, geführt, die dann im Sande verlaufen sind. 
Dabei ging es um 4-5 Standorte für rund 400 Kita-Plätze. So 
ein Verhalten signalisiert nicht gerade: "Wir freuen uns über 
euer Angebot – lasst uns zusammen an einer Realisierung 
arbeiten." Aufgrund der dramatischen Situation für Eltern, 
die ihre Kinder nicht betreuen lassen können, ist dies völlig 
unverständlich und ernüchternd.«

»Bei der Umsetzung des Rechtsanspruches auf einen Kita-
Platz steht das derzeitig aktuell starre bremische System 
einer auskömmlichen Angebotsentwicklung und Finanzie-
rung im Weg. Darauf haben die Träger von Kindertagesein-
richtungen in Bremen mehrfach hingewiesen. Wir haben 
stattdessen die Schaffung eines alternativen »Gutschein-
Modells« vorgeschlagen, bei dem dort Plätze geschaffen 
werden, wo sie nachgefragt werden. Dies haben Verwal-
tung und Senat jedoch abgelehnt. 2016 sehen wir das Er-
gebnis der zentralen Steuerung: zu Beginn dieses Kinder-
gartenjahres fehlen mehrere hunderte Kitaplätze und es ist 
absehbar, dass in den nächsten zwei bis drei Jahre weiterhin 
Plätze fehlen werden.

In dieser Situation sind Träger wie die Bremische Evange-
lische Kirche stark gefordert. Auch wir sehen die Not der 
Familien, die keinen Platz haben. Wir haben deshalb zusätz-
liche Plätze an unseren Kita-Standorten geschaffen. Dabei 
müssen wir aber auch die Rahmenbedingungen für die Kin-

der und Mitarbeiter im Blick behalten, mit denen eine gute 
Kindertagesbetreuung einhergehen muss. Notlösungen 
dürfen nicht zu Qualitätsverlusten führen. Es ist deshalb 
jetzt Zeit, endlich den Wechsel zu einem flexibleren Ange-
bot zügig umzusetzen.«

Philip Nitzsche
Geschäftsführer 
der Family Office 
Rhein Group GmbH, 
Bremen (möglicher 
Investor)

Dr. Carsten 
Schlepper
Leiter des Landes-
verbands Evangeli-
scher Kindertages-
einrichtungen in 
Bremen



Sandra Ahrens fordert von der rot-grünen Regierung, 
das selbstverursachte Chaos endlich in den Griff zu krie-
gen. »Weiter abwarten und aussitzen wäre in höchstem 
Maße unsozial. Ich erwarte statt immer neuer Worthül-
sen, dass endlich eine transparente Zahlenlage herge-
stellt wird, Maßnahmen umgesetzt werden und es kon-
krete Finanzierungszusagen für die Träger gibt, die ihre 
Kitas ausbauen wollen«, fordert Ahrens. Zudem setzt 
sich die Christdemokratin seit Jahren dafür ein, dass das 
Kita-System flexibler für Familien wird.�
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Die CDU-Fraktion fordert es bereits seit Jahren, die 
rot-grüne Koalition schwenkt nach dem selbstverur-
sachten Kita-Chaos nun auch offenbar um: Die Umstel-
lung von Zuwendungen auf Entgelte soll für einen Sys-
temwechsel bei der bisher zentralistischen Steuerung 
von Betreuungsplätzen sorgen. Was die Vorteile sind, 
erklärt Sandra Ahrens, familienpolitische Sprecherin 
der CDU-Fraktion.

Ausguck:  Was ist besser daran, Kita-Plätze über Ent-
gelte, also pro Kind, zu finanzieren?

Sandra Ahrens:  Es würde dafür sorgen, dass das 
Angebot von Kita-Plätzen sich am Bedarf der Eltern 
orientiert. Die Betreuungssituation würde also endlich 
den Bedürfnissen der Eltern angepasst. Man kann sich 
das wie folgt vorstellen: Statt einen Platz irgendwo zu-
gewiesen zu bekommen, erhalten die Familien einen 
Kita-Gutschein, den sie in der Kita ihrer Wahl einlösen 
können. So werden Plätze dort geschaffen, wo sie ge-
wollt und gebraucht werden. Das Entgeltsystem wird 
im Übrigen überall im Sozialbereich schon praktiziert, 
also etwa bei der Hilfe zur Erziehung. Es gibt also kei-
nen Grund die Kinderbetreuung auszunehmen.

Ausguck:  Welche Herausforderungen ergeben sich 
denn durch das bisherige Zuwendungssystem für die 
Eltern?

Sandra Ahrens:  Das bisherige System ist starr und 
zentralistisch. Hier wird quasi von oben herab Ausbau 
von Kita-Plätzen gesteuert und geht – wie wir in den 
letzten Wochen gesehen haben – häufig an der Rea-
lität vorbei. Das Kind im laufenden Kindergartenjahr 
anmelden? Oder die Betreuung um zwei Stunden auf-
stocken, weil die Mutter zum Beispiel einen Arbeits-
platz aufnehmen will? In Bremen ist das derzeit fast 
unmöglich. Gerade Alleinerziehenden macht man es 
dadurch enorm schwierig.�

  
Das Thema

»Seit mehr als zehn Jahren ist die Bremer Regierung nicht 
in der Lage, einer bedarfsgerechten Kindertagesbetreuung 
– qualitativ, wohnortnah und den Bedürfnissen der Famili-
en angepasst – gerecht zu werden. Eltern, die verzweifelt 
einen Kindergartenplatz für ihre Liebsten suchen, haben 
mittlerweile Existenzängste und müssen um ihre Arbeits-
plätze bangen. Auf Grund der langen Bauzeiten von Kinder-
tageseinrichtungen kann eine adäquate Lösung frühestens 
2018 zum Abschluss gebracht werden. Solange werden El-
tern jedes Jahr um einen Betreuungsplatz bangen und ge-
gebenfalls auf ihr Recht klagen.«

Andreas Seele
Sprecher des 

Vorstandes der 
ZentralEltern

Vertretung (ZEV) 
in Bremen

System- 
wechsel für 
bessere Kita-

Planung?



Innensenator Ulrich Mäurer will die Polizei umstruktu-
rieren und dabei ganz nebenbei den Polizeipräsidenten 
an die Leine legen. Die Menschen werden sich dadurch 
in Bremen und Bremerhaven nicht sicherer fühlen. Die 
CDU-Fraktion legt derweil Vorschläge vor, die auch auf 
Bundesebene Beachtung finden.

In der Rolle des Machers gefällt sich Bremens Innense-
nator Ulrich Mäurer (SPD). Nachdem er zunächst mo-
natelang den langen Warteschlangen und Stapeln nicht 
bearbeiteter Bürgeranliegen beim Stadt- und Standes-
amt zugesehen hatte, verkündete er zum Höhepunkt 
des Chaos vor den Kameras das Standesamt zur »Chef-
sache«. Dass möglichweise ein frühzeitiges Eingreifen 
und die Sicherstellung von ausreichend Personal den 
Bürgern und Mitarbeitern viel Ärger und Leid hätte er-
sparen können, kam ihm offenbar nicht in den Sinn. Nun 
will der Innensenator bei der Polizei aufräumen und kün-
digt – kurz nach den schrecklichen Attentaten in vier 
deutschen Städten – die Neuordnung der Polizei an. Die 
Botschaft: »Ich sorge für eure Sicherheit.«

Mäurer nimmt Polizeipräsident  
an die kurze Leine

Doch Wilhelm Hinners, innenpolitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion, vermutet etwas ganz anderes hinter 
Mäurers Umstrukturierung: »Die Neuordnung ist eine 
langsame Entmachtung des Polizeipräsidenten, den sich 
Mäurer durch personelle Umstellungen nun ganz nah 
an den Schreibtisch holt. So soll vermutlich Kritik an der 
eigenen Politik verhindert werden«, so Hinners. Der Po-
lizeipräsident, der in der Vergangenheit mehrfach den 
rot-grünen Senat und die Innenpolitik kritisiert hatte, 
soll zukünftig auch die zentrale Polizeidirektion im In-
nenressort leiten, faktisch eine Vermischung der admi-
nistrativen und operativen Ebene. »Mäurer betreibt Au-
genwischerei, wenn er den Menschen die Neuordnung 
der Polizei als Erhöhung der Sicherheit verkaufen will. 
Die bloße Veränderung einer Organisation garantiert 
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Mit Sicherheit  
am Ziel vorbei

Sich sicher zu fühlen, 
bedeutet auch Lebens-
qualität. Das hat die 
Verunsicherung der 
Menschen nach den 
Amok- und Terror
anschlägen gezeigt.  
In Bremen hakt es 
jedoch bereits an der 
angemessenen Aus
stattung der Polizei.

Aus der Fraktion
  



nicht automatisch ausreichend Kräfte, 
mehr Bürgerservice und verbesserte 

Sicherheit«, kritisiert Hinners. Ent-
larvend sei in diesem Zusammen-
hang Mäurers Ankündigung, die 
Zielzahl der Polizeikräfte würde 
auf 2600 Kräfte aufgestockt. 
»Er unterschlägt, dass uns die-
se Polizisten frühestens ab 2019 

zur Verfügung stehen, weil sie 
dann erst ausgebildet sind. In der 

aktuellen Lage erhöht es die Sicher-
heit nicht«, stellt der innenpolitische 

Sprecher richtig.

Verunsicherung in Bremen  
und Bremerhaven groSS

Wilhelm Hinners weiß aus Gesprächen mit Bürgern, 
dass der Amoklauf und die Attentate mit terroristi-
schem Bezug, wie sie im Sommer binnen weniger Wo-
chen in Deutschland stattfanden, auch die Menschen 
in Bremen und Bremerhaven stark verunsichert haben. 
»Und natürlich haben die Menschen nicht vergessen, 
welche Pannen es seitens Ulrich Mäurers Behörden bei 
dem Terroralarm in Bremen Anfang 2015 gegeben hat. 

Sie fragen sich, ob Senator Mäurer das Höchstmaß an Si-
cherheit gewährleisten kann. Dass Bremen zudem Hoch-
burg von Diebstahl und Einbruch ist, verbessert das Ge-
fühl auch nicht gerade«, sagt der CDU-Abgeordnete.

De Maiziére übernimmt  
Forderungen der CDU-Fraktion

Die CDU-Fraktion bringt deshalb seit vielen Monaten 
immer wieder eigene Vorschläge ein, um die nationale, 
aber auch die regionale Sicherheit zu stärken und die 
Bremerinnen und Bremer bestmöglich vor Gewalttaten 
und Amokläufen zu schützen. Die Forderung der Bremer 
CDU-Fraktion von Anfang dieses Jahres, Bund und Län-
der mit zusätzlich 15.000 Polizisten auszustatten (»Pakt 
für die Innere Sicherheit«, s. Ausguck 2 / 2016), über-
nahm sogar Innenminister Thomas de Maiziére in sein 
aktuelles Konzeptpapier. Nachdem die Verunsicherung 
der Menschen in Bremen und Bremerhaven nach den 
islamistisch motivierten Anschlägen und dem Amoklauf 
im Süden Deutschlands noch zugenommen hat, schlagen 
die Christdemokraten nun weitere Maßnahmen vor, um 
die Sicherheit in Bremen und Bremerhaven zu erhöhen. 
»Statt Hysterie und Generalverdacht gegen Menschen 
mit ausländischen Wurzeln, müssen wir den Anspruch 
auf Freiheit und die Gewährleistung der inneren Sicher-
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Aus der Fraktion

Was ist das »Darknet«?

Unter dem Begriff »Darknet« versteht man anonyme Netzwerke oder Teile des öffentli-
chen Internets, zu denen nicht jeder Zugang hat. Für den Einlass ins Darknet braucht es 
eine spezielle Software, die den Absender bzw. seine IP-Adresse verbirgt und damit die 
Identität der Nutzer. Über Suchmaschinen sind die Seiten nicht zu finden. Diese Eigen-
schaften nutzen auch Kriminelle für ihre illegalen Geschäfte. Eine Anfang Februar 2016 
veröffentlichte britische Studie stufte 57 Prozent von 5205 untersuchten aktiven Seiten 
im Darknet inhaltlich als »illegal« ein. Doch im Darknet tummeln sich nicht nur Kriminelle, 
sondern auch Menschen, die aus nachvollziehbaren Gründen anonym bleiben wollen - 
etwa Oppositionelle in einem Unrechtsregime oder Whistleblower.



heit neu überprüfen. Auch wenn solche Vorfälle nie mit 
absoluter Sicherheit zu verhindern sind«, erläutert Tho-
mas Röwekamp, Vorsitzender der CDU-Fraktion.

Moderne Kriminalitätsbekämpfung  
und Kommunikation erforderlich

Die CDU-Fraktion spricht sich unter anderem für einen 
fokussierten Kompetenz- und Ressourcenausbau bei der 
Polizei Bremen im Bereich der sogenannten Cyberkri-
minalität aus, also der Tatvorbereitung und -begehung 
unter Ausnutzung der elektronischen Infrastruktur. »Die 
Erfahrung zeigt, dass Kriminelle auch das sogenannte 
Darknet (s. Infokasten) nutzen, das für die Sicherheits-
behörden kaum zu kontrollieren ist. Straf- und Gewalt-
taten werden heute nicht mehr im Hinterzimmer, son-
dern oftmals in der digitalen Anonymität geplant und 
begangen. Hier darf der Senat nicht zusehen, wie unser 
Land den Anschluss verliert, sondern muss sicherstellen, 
dass Bremen eigene Experten ausbildet«, fordert Röwe-
kamp. Besonders kritisch habe man zudem den Umgang 
mit angeblichen »Fakten«, wie Falschmeldungen oder 
vorschnelle Verurteilungen, in den Medien und in den 
sozialen Medien unmittelbar nach den Attentaten emp-
funden. »Es ist deutlich geworden, dass die bisherigen 
Formen der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 
nicht mehr ausreichen. Hysterie und Panikmache kön-
nen in solchen Situationen nicht nur hinderlich, son-
dern auch gefährlich werden«, so Röwekamp. Die CDU-
Fraktion fordert daher, die Bevölkerung im Zeitalter von 
Smartphones und Tablets, auch auf neueren Informati-
onswegen, z.B. mittels einer App wie Katwarn (s. Info-
kasten) oder Online-Plattformen, zu informieren.

Bremen ist Schlusslicht bei 
Abschiebung: »Das ist unsozial!«

Die CDU-Fraktion will zudem erreichen, dass alle Flücht-
linge im Land Bremen erkennungsdienstlich durch die 
Polizei behandelt werden. »Die erkennungsdienstli-
che Behandlung garantiert keine absolute Sicherheit. 
Aber sie schafft eine Datenbasis, die zum Beispiel den 
Abgleich mit internationalen Behörden wie Interpol 
ermöglicht und so Auffälligkeiten rechtzeitig erkannt 
werden. Gerade vor dem Hintergrund der Bewältigung 
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Was ist eine 
»Warn-App«?
Sie heißen NINA oder Katwarn: Die Apps sind ein bundes-
weit einheitlicher Warndienst für das Mobiltelefon. Bei 
Unglücksfällen wie Großbränden, Bombenfunden oder 
Wirbelstürmen senden die verantwortlichen Feuerwehr-
leitstellen, Landeslagezentren oder der Deutsche Wetter-
dienst darüber orts- oder anlassbezogen Warninforma-
tionen an die Mobiltelefone der betroffenen Menschen. 
Warn-Apps könnten ein wichtiger Informationskanal sein, 
um auch bei Terrorgefahr oder Amokläufen die Menschen 
zu informieren und gleichzeitig konkrete Verhaltenshinwei-
se zu geben.

Hier finden Sie 
unseren Antrag:
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Aus der Fraktion

Über den richtigen  
Umgang mit Russland: 

Spannende 
Kontroverse bei 
CDU-Podiums
diskussion

des Flüchtlingszustroms muss jeder Generalverdacht 
gegen ausländische oder muslimische Mitbürger er-
stickt werden, aber Gefährder auch identifiziert«, so der 
Fraktionsvorsitzende. Damit eine generelle erkennungs-
dienstliche Erfassung in Bremen aber überhaupt mög-

Hoch her ging es Anfang September beim öffentlichen 
Streitgespräch »Markt oder Moral? Der richtige Um-
gang mit Russland?«, zu dem die CDU-Fraktion in die 
Bremische Bürgerschaft eingeladen hatte. Auf dem Po-
dium trafen mit Jan-Philipp Hein, freier Journalist und 
scharfer Putin-Kritiker, und Folker Hellmeyer, Chefana-
lyst der Bremer Landesbank und Gegner der Sanktio-
nen, zwei völlig gegensätzliche Positionen aufeinander.

Vor zahlreichen Gästen aus Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft ging es um den (Un)Sinn der EU-Sanktionen 
gegen Russland: Braucht es Wirtschaftssanktionen als 
Zeichen des geschlossen Widerstandes des Westens, 
um den russischen Expansionsbestrebungen und Völker-

lich werde, müsse der Innensenator die entsprechenden 
personellen Ressourcen für das Verfahren bei der Polizei 
bereitstellen. In der Vergangenheit habe es hier Rück-
stände und Lücken gegeben. Versäumnisse sieht er auch 
bei der konsequenten Rückführung abgelehnter Asyl-
bewerber. In Bremen gibt es aktuell rund 600 negativ 
abgeschlossene Verfahren, das heißt die Antragssteller 
haben kein Recht dauerhaft in Deutschland zu bleiben 
und müssen in ihre Heimat zurück. Eigentlich. »Obwohl 
die Zahl der abgeschlossenen Asylverfahren und der-
jenigen, die kein Bleiberecht haben, in Bremen im ver-
gangenen Jahr gestiegen ist, sind die Abschiebungen auf 
dem untersten Level konstant gleich geblieben. Nämlich 
genau bei einer einzigen Person, die Rot-Grün in fast ei-
nem ganzen Jahr nach Hause geschickt hat. Das ist nicht 
nur ein Skandal, es ist auch unsozial. Den Menschen 
macht man dadurch falsche Hoffnungen und Bremen als 
Haushaltsnotlageland wird unnötig finanziell belastet.«, 
so Röwekamp. Für die dauerhaft in Bremen bleibenden 
Flüchtlinge schlägt seine Fraktion ein Landesintegrati-
onsgesetz vor, das die Ziele, Leistungen und Erwartun-
gen klar zum Ausdruck bringt. �

rechtsverletzungen Einhalt zu gebieten? Oder verfehlen 
sie das eigentliche Ziel und fügen auch den deutschen 
Unternehmen Schaden zu? Als achtgrößter Industrie
standort spielen für die bremische Wirtschaft die Au-
ßenhandelsbeziehungen eine besondere Rolle. Rund 200 
bremische Unternehmen unterhalten Wirtschaftsbezie-
hungen zu Russland. »In zahlreichen Gesprächen haben 
wir in den vergangenen Monaten erlebt, dass darüber in 
Bremen und Bremerhaven die Meinungen weit ausein-
ander gehen. Darum wollten wir beide Meinungen – sehr 
zugespitzt – einmal aufeinander treffen lassen«, berich-
tet Thomas Röwekamp, dessen Fraktion die völkerrecht-
lichen Verstöße Russlands in der Vergangenheit mehr-
fach scharf kritisiert hatte. Und die Ansichten hätten 
nicht weiter auseinander liegen können. Folker Hellmey-
er, der die Annexion der Krim als Reaktion Russlands auf 
Provokationen des Westens bezeichnete, hält die Sank-
tionen für das falsche Mittel zur Befriedung. Jan-Philipp 
Hein erinnert im Gegenzug an den Grund der Sanktio-
nen: Mit der Annexion der Krim und der verdeckten und 
anhaltenden Intervention in der Ostukraine habe Russ-
land gegen alle Abkommen und die europäische Frie-
densordnung verstoßen. Außenpolitik dürfe sich nicht 
vorrangig an wirtschaftlichen Interessen orientieren. �

Inhaltlichen Konsens 
konnte und sollte es 

unter den Diskutanten 
nicht geben. Einig 

waren sich am Ende 
dagegen alle, dass das 
von der CDU-Fraktion 

initiierte Streitgespräch 
über den richtigen 

Umgang mit Russland 
hochspannend war.
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Juli 2015 bis Juni 2016 
bei insgesamt 596 

negativ abgeschlosse-
nen Asylverfahren. 

* Quelle: BAMF



Jub Mönster sind Sie schon mal begegnet. 
Wetten dass? Denn der Bremer Künstler 
prägt seit Jahrzehnten das Stadtbild der 
Hansestadt mit. Besonders auffällig und 
bewusst oder beiläufig jedem begegnet, 
sind dabei seine großflächigen Wandbilder 
an Bremer Häusern. Am Dobben flanieren 
vereinzelt Passanten über eine Hauswand 
(»en passant«, 2001), am Ende der Kno-
chenhauerstraße sticht ein hauswandgro-
ßer Frauenkopf (»Weiblicher Zopf«, 1985) 
mit akkurat geflochtenem Zopf ins Auge, 
auf der rückseitigen Außenfassade des Bre-
mer Hochparkhauses an der Langenstraße 
sitzt in Bügelfaltenhose und Uniform mit 

Goldknöpfen der gutmütig-joviale Park-
wächter (»Parkwächter«, 1989).

Aber Jub Mönster braucht für seine Kunst 
nicht immer die ganz große Bühne: Der 
selbstständige Künstler zeichnet, malt und 
illustriert. Im CDU-Haus stellt er ab An-
fang November Zeichnungen aus, die er 
mit Kugelschreiber angefertigt hat. Blauer 
Kugelschreiber auf Holzplatte? Wem das 
zu simpel erscheint, verkennt das Geniale: 
Mönsters Zeichnungen sind filigran, effekt-
voll, mehrdimensional und technisch auf 
höchstem Niveau. Wer es pompöser mag, 
der wird ebenfalls fündig. Mönster zeigt im 

CDU-Haus die zweite Technik, die er meis-
terhaft beherrscht: Öl. Gemälde dieser Art 
ersteht er auf dem Flohmarkt oder Trödel. 
Der Clou: Der 67-jährige Künstler installiert 
in die »alten Schinken« moderne, zum Teil 
grelle, Elemente. In Kombination mit den 
Motiven aus vergangenen Jahrhunderten 
ergibt sich so eine verblüffende Kompositi-
on für den Betrachter.

Neugierig? Kommen Sie vorbei zur 
Ausstellungseröffnung »Öle und ihre 
Wirkung«: Am Donnerstag, den  
3. November, um 18 Uhr im CDU-Haus.�

	 a u s g u c k  3 . 1 6 � 1 1

Aus der Fraktion
  

Alter Schinken trifft Moderne:  
In alte Ölgemälde installiert Jub Mönster 
moderne Elemente, wie hier die Touristin 
mit Selfie-Stick.

Ausstellung 
ab 3. November

Brexit, Handelsabkommen und die Zukunft des 
europäischen Binnenmarktes: David McAllister, der 
seit 2014 die Interessen Bremens und Niedersachsens 
in Brüssel vertritt und stellvertretender Vorsitzen-
der der CDU/CSU-Gruppe der EVP-Fraktion ist, 
informierte Vertreter aus der Wirtschaft über die 
aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen auf europä-
ischer Ebene und die Auswirkungen auf Bremen und 
Bremerhaven. Zu dem Unternehmerfrühstück hatten 
Susanne Grobien, hafenpolitische Sprecherin der 
CDU-Fraktion, und Jens Eckhoff, europapolitischer 
Sprecher, eingeladen.



Ausguck:  Worum geht es bei der Anerkennung von 
ausländischen Berufsabschlüssen?

Birgit Bergmann:  In Bremen leben besonders viele 
Menschen mit ausländischen Wurzeln. Von ihnen ist 
ein Großteil arbeitslos, obwohl sie in ihrer alten Hei-
mat einen Berufsabschluss erworben haben. Das Pro-
blem: Es gibt ihren Beruf in Deutschland so nicht oder 
er ist veraltet. Mit Teilanerkennungen oder Nachquali-
fizierungen könnte man diesen Menschen aber relativ 
schnell ermöglichen, auch bei uns und auf deutschem 
Niveau ihre Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt ein-
zubringen. Seit 2014 gibt es deshalb das Bremische 
Gesetz über die Anerkennung ausländischer Berufs-
qualifikationen, wonach Menschen mit ausländischen 
Abschlüssen einen Rechtsanspruch auf ein Anerken-
nungsverfahren haben.

Ausguck:  Dabei läuft es aber nicht rund?

Birgit Bergmann:  Nein, die CDU-Fraktion hat beim 
Senat nachgefragt und die Bilanz ist ernüchternd: Ob-
wohl sich die Zahl der arbeitssuchenden Ausländer 
seit 2013 – vor allem durch die Flüchtlingswelle – auf 
6.400 verdoppelt hat, ist die Zahl der voll anerkann-
ten ausländischen Berufsabschlüsse in Bremen nur 

ganz gering von 121 im Jahr 2013 auf 134 im Jahr 2015 
gestiegen. Der Senat hat es versäumt, bei den zu-
ständigen Stellen eine einheitliche Praxisregelung zu 
etablieren und starre Verwaltungsvorgaben auf ihre 
Sinnhaftigkeit zu überprüfen. Für qualifizierte Bera-
tung braucht es zudem ausreichend Personal. Daran 
hapert es genauso wie an der proaktiven Bewerbung 
von Angeboten zur Berufsanerkennung. Alles in allem 
läuft zu viel nach dem Prinzip Zufall.

Ausguck:  Warum hält die CDU-Fraktion dieses The-
ma für so wichtig?

Birgit Bergmann: M al abgesehen davon, dass wir in 
Bremen qualifizierte Fachkräfte gut gebrauchen könn-
ten, ist die Berufstätigkeit ein wichtiger Baustein für 
gelingende Integration. Jede verpasste Möglichkeit 
zur Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlus-
ses, ist deshalb eine verpasste Chance auf berufliche 
Teilhabe, Eigenständigkeit und gesellschaftliche Inte-
gration. Die Integrationskraft, die durch Berufstätig-
keit automatisch entstünde, muss auf anderem Wege 
teuer finanziert werden. Es ist also sowohl im Sinne 
der Betroffenen als auch Bremens, dass der Senat das 
Thema nicht weiter schleifen lässt, sondern die Be-
rufsanerkennungspraxis deutlich verbessert.�
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Nachgefragt

Den Antrag  
der CDU-Fraktion 

finden Sie hier:

»Berufstätigkeit  
ist ein wichtiger 

Baustein für 
gelingende  

Integration«
Die CDU-Fraktion setzt sich mit einer 

Initiative für eine verbesserte Anerkennung 
von ausländischen Berufsabschlüssen 

ein. Denn die rot-grüne Bilanz lässt auch 
auf diesem Feld zu wünschen übrig, findet 
Birgit Bergmann, arbeitsmarktpolitische 

Sprecherin der CDU-Fraktion.
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»Die 
kriminelle 

Ausbeutung 
macht mich 

fassungslos«
Dr. Thomas vom Bruch, 

CDU-Obmann im Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss (PUA)

Dieser Betrugsfall ist wohl bundesweit ein-
zigartig: Zwei Bremerhavener Vereine sol-
len Menschen aus ärmlichsten Verhältnis-
sen, vor allem aus Bulgarien, in die Seestadt 
gelockt haben, um mit Schein-Arbeitsver-
hältnissen ergänzende Sozialleistungen 
zu erschleichen. Für ihre Hilfe sollen die 
Vereine ordentlich abkassiert haben. Im 
Fokus strafrechtlicher Ermittlungen stehen 
der SPD-Abgeordnete Patrick Öztürk und 
dessen Vater. Zur politischen Aufarbeitung 
hat die Bremische Bürgerschaft einen Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss 
(PUA) eingesetzt, der seine Arbeit noch im 
Herbst aufnimmt. Dr. Thomas vom Bruch, 
als CDU-Obmann im Ausschuss, über das 
Aufklärungsinteresse des PUA.

Ausguck:  Welche Rolle spielt der SPD-
Abgeordnete bei den Betrugsfällen?

Dr. Thomas vom Bruch:  Seine indivi-
duelle und strafrechtliche Schuld zu klä-

ren ist Aufgabe eines Gerichtes. Richtig 
ist, dass es schwerwiegende Anschuldi-
gungen gegen ihn gibt. Im Parlament hat 
er betont, er habe von den mutmaßlichen 
Machenschaften seines Vaters und de-
nen der Vereine, in denen er maßgebliche 
Funktionen hatte und hat, nichts gewusst. 
Nach all dem, was inzwischen bekannt ge-
worden ist, erscheint das aus meiner Sicht 
jedoch immer unwahrscheinlicher. Die 
Chance, politisch reinen Tisch zu machen, 
hat Patrick Öztürk verstreichen lassen.

Ausguck:  Wenn die Gerichte entschei-
den: Warum braucht es einen PUA?

Dr. Thomas vom Bruch:  Es gibt ne-
ben der juristischen auch eine politische 
Dimension. Es macht mich fassungslos, 
dass die kriminelle Ausbeutung von Men-
schen und der Betrug an unseren Sozial-
systemen offenbar jahrelang ungehindert 
hat stattfinden können. Warum zum Bei-
spiel ist den Verantwortlichen im Jobcen-
ter Bremerhaven der ungewöhnlich starke 
Anstieg von sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigen bei den beschuldigten 
Vereinen so lange nicht aufgefallen? Auch 
die zuständigen Dezernenten in Bremer-
haven und die zuständigen Stellen im Bre-
mer Senat wollen lange nichts bemerkt 
haben, obwohl es schon früh Hinweise 
gegeben hat. 

Ausguck:  Hat es also Netzwerke gege-
ben?

Dr. Thomas vom Bruch:  Es liegt nahe, 
dass es Strukturen und Prozesse bis in den 
Bereich der politischer Amtsträger hinein 
gegeben haben könnte, die dazu beigetra-
gen haben, dass diese Dinge nicht zeitge-
recht aufgedeckt und verhindert worden 
sind. Es ist deshalb vordringliche Aufgabe 
des Untersuchungsausschusses zu klären, 
ob und inwieweit es Netzwerke gegeben 
hat. Dabei geht es auch um die Frage: 
Wer trägt die politische Verantwortung? 
Oberstes Ziel muss am Ende jedoch sein, 
dass auf die Aufarbeitung durch den PUA 
auch Schritte folgen, damit sich so etwas 
nicht wiederholt.�



Die Kinderarmut steigt unter der rot-grünen Regie-
rung im Land Bremen immer weiter an. Das zeigen die 
Ergebnisse einer aktuellen Bertelsmann-Studie. Fast 
jedes dritte Kind lebt im Land Bremen in Armut. Er-
schreckend sind insbesondere die Zahlen in Bremerha-
ven: Mehr als 44 Prozent der unter 6-Jährigen sind hier 
von Armut betroffen. Die Maßnahmen des rot-grünen 
Senats sind seit Jahren wirkungslos geblieben. Um das 
wichtige Thema nicht von der Tagesordnung verschwin-
den zu lassen, hat die CDU-Fraktion im September eine 
Aktuelle Stunde beantragt.

Sandra Ahrens, familienpolitische Sprecherin, erinnerte 
daran, dass 2014 insbesondere auf Druck der CDU-Frak-
tion ein Armutsausschuss eingesetzt worden war. Dieser 
hatte, größtenteils fraktionsübergreifend, in seinem Ab-
schlussbericht 131 Handlungsempfehlungen an den Se-
nat vorgelegt: Ganz konkrete Maßnahmen, an welchen 
Stellschrauben gedreht werden muss, um die steigen-
de Armut wirksam zu bekämpfen. Mit der Abarbeitung 
ist Ahrens jedoch absolut unzufrieden. Unter anderem 
wollte der Senat sozial schwächeren und bildungsfer-
neren Familien den Zugang zu Krippen erleichtern und 
in den entsprechenden Stadtteilen zusätzliche Plätze 
schaffen. »Da haben Sie versagt«, macht Ahrens an den 
Senat gerichtet und mit Blick auf die aktuell fehlenden 
Kita-Plätze deutlich. Die Fehlplanungen in diesem Be-
reich seien fatal, denn frühkindliche Bildung sei der we-
sentliche Schlüssel, um Kindern die Chance zu geben aus 
der Armutsspirale auszubrechen.�

Der Stabilitätsrat verdonnerte Bremen im Frühsommer 
dazu, kurzfristig weitere Haushaltsanstrengungen vor-
zulegen. Die bisherigen Täuschungsmanöver des rot-grü-
nen Senats reichten den Finanzwächtern in Berlin nicht 
aus, um die jährliche Konsolidierungshilfe über 300 Milli-
onen Euro auch zukünftig zu gewährleisten. Acht Woche 
lang herrschte Schweigen im Senat, dann stellte er Mit-

te September seine zusätzlichen »Sparvorschläge« vor. 
Jens Eckhoff, finanzpolitischer Sprecher der CDU-Frak-
tion, berichtet, er habe sich zunächst gefreut, als er die 
erste Zeile der Senats-Pressemitteilung zum Thema ge-
lesen habe. »Bremen hat geliefert« stand dort. »Endlich, 
habe ich gedacht. Doch was der Senat da dann weiter als 
eigene Sparvorschläge vorgestellt hat, war nur Popanz«, 
so Eckhoff bei einer Aktuellen Stunde zum Thema. Von 
den 116 Millionen Euro die Bremen angeblich einspare, 
seien mit viel Wohlwollen höchstens 5 bis 6 Millionen als 
strukturelle Einsparungen zu werten. Der Großteil, etwa 
65 Millionen Euro des Gesamtbetrages, seien hingegen 
auf den Rückgang der Flüchtlingszahlen zurückzuführen. 
»Und das ist Frau Merkel und dem Abkommen mit der 
Türkei zu verdanken, aber bestimmt nicht der Senatspo-
litik.« Rund 50 weitere Millionen Euro »spare« Bremen 
aus Sicht des Senats, indem Investitionen verschoben, 
Gebühren für Bürger erhöht und einmalige Einnahmen 
aus Strafzahlungen eingerechnet würden. »Das ist Klein-
Klein und keine Haushaltspolitik. So macht man sich bei 
Stabilitätsrat noch unglaubwürdiger«, mahnt Eckhoff. 
�
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Aus dem Parlament

Sketchnotes by Diana 
https://www.facebook.com/sketchnotesbydiana/

Aktuelle Stunde I:

Damit 
 Armuts

bekämpfung 
nicht von der 

Tagesordnung 
verschwindet

Aktuelle Stunde II:

»Das ist Klein-Klein statt 
Haushaltssanierung«



Die CDU-Fraktion setzt ihre begonnene 
Reihe »Richtungswechsel. Wege aus der 
Armut.« fort. Am Dienstag, den 25. Ok-
tober 2016, um 18 Uhr geht es im Kwadrat 
an der Wilhelm-Kaisen-Brücke um den 
sozialen Arbeitsmarkt. Denn Bremen hat 
im Bundesvergleich nicht nur überdurch-
schnittlich viele Arbeitslose, sondern auch 
der Anteil der Langzeitarbeitslosen ist mit 
fast 45 Prozent sehr hoch. Die 16.000 be-
troffenen Menschen sind auf dem ersten 

Arbeitsmarkt häufig chancenlos und beson-
ders von Armut bedroht. Auf dem Podium 
soll deswegen über die Chancen eines Mo-
dells des Passiv-Aktiv-Transfers diskutiert 
werden. Als Experten referieren Ulrich 
Ipach (Geschäftsführer Arbeits- und Lern-
zentrum e.V.), Thomas Köster (Koordinator 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik der Konrad 
Adenauer-Stiftung) sowie Birgit Bergmann 
(arbeitsmarktpolitische Sprecherin der 
CDU-Fraktion).�
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Wie steht Bremen zu den Vorfällen und Ent-
wicklungen in der Türkei? Ähnlich wie in der 
ganzen Welt beobachten und verfolgen auch 
die Menschen in Bremen und Bremerhaven 
die Vorgänge in der Türkei genau – mehr-
heitlich mit großer Sorge. Nicht zuletzt, 
weil die Auswirkungen der Ereignisse in der 
Türkei auch unmittelbar in Deutschland und 
Bremen spürbar sind. An einer bremischen 
Position fehlte es lange. Auf Initiative der 

CDU-Fraktion hat die Bremische Bürger-
schaft Ende August die Ereignisse in der 
Türkei zum Thema gemacht. Ein Entschlie-
ßungsantrag der Christdemokraten, dem 
sich in einer gemeinsamen Fassung auch 
SPD, Grüne und die FDP anschlossen, rückt 
in den Mittelpunkt, dass für die Mitglieder 
der Bremischen Bürgerschaft die Einhaltung 
von Menschenrechten, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit unverhandelbar sind.�
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Den Entschließungsantrag über 
die Stärkung der Menschenrechte, 

Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit in der Türkei finden Sie hier:

Aus dem Parlament
  

Terminhinweis:

Diskutieren  
Sie mit Experten 
über die Chancen 
eines sozialen 
Arbeitsmarktes
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ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

In Bremen und Bremerhaven sorgen die Polizistin-
nen und Polizisten des Landes tagtäglich für unsere 
Sicherheit. Häufig auch unter Einsatz ihrer eigenen 
Gesundheit. Beschimpfungen, Spucken, Treten bis hin 
zu brutaler Gewalt: Immer wieder gibt es Angriffe auf 
Polizisten. In Bremen stieg die Gewalt gegen Polizeibe-
amte von 2014 auf 2015 um 65 Fälle auf 418 an. In Bre-
merhaven stiegen diese Delikte in gleichem Zeitraum 
sogar um mehr als 30 Prozent an (Quelle: Polizeiliche 
Krimanalstatistik). Doch bei Versuchen, Schadenser-
satz oder Schmerzensgeld geltend zu machen, gehen 
die Betroffenen in vielen Fällen leer aus. Bei den Tätern 
gibt es meist nichts zu holen.

Die CDU-Fraktion setzt sich bereits seit langem dafür 
ein, dass in diesen Fällen der Dienstherr einspringt. »Es 
gehört zur Wertschätzung, dass wir die Polizisten in die-
ser Situation nicht alleine stehen lassen nach dem Motto 
"Pech gehabt"«, macht Christine Schnittker deutlich. Die 
Bremerhavener Abgeordnete und Mitglied der Innende-
putation hat mit der CDU-Fraktion einen entsprechen-
den Antrag in die Bremische Bürgerschaft eingebracht. 
Obwohl Rot-Grün den Antrag und damit die schnelle 
Hilfe für Polizisten bereits in der vergangenen Legislatur 
ohne nachvollziehbare Gegenargumente abgelehnt hat-
te, ließ die CDU-Fraktion nicht locker und ergriff erneut 
die Initiative. Mit einem Teilerfolg: Der Antrag wurde in 
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen. »Ich 
hoffe, das Rot-Grün sich nun endlich durchringen kann, 
die Polizisten und Feuerwehrleute nicht nur immer ver-
bal unterstützen zu wollen, sondern jetzt auch Tat folgen 
lässt«, sagt Schnittker.�

Hier finden Sie 
den Antrag über 

Schmerzens
geldansprüche  
für Polizisten.

  
Aus dem Parlament

CDU bringt 
Schmerzens-
geldansprüche 
für Polizisten 
voran

Wenn Polizisten im Dienst verletzt werden, sollte bei Schmerzensgeldansprüchen 
nach Ansicht von Christine Schnittker im Notfall der Dienstherr einspringen.


